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FRTG INFORMIERT
Das Finanzgericht Münster entschied, dass die im 
Jahr 2020 gezahlten Corona-Hilfen keine außer-
ordentlichen Einkünfte darstellen, die in der Ein-
kommensteuer nur ermäßigt zu besteuern sind.

Im Jahr 2022 haben in Deutschland 22 Mil-
lionen Personen Leistungen in Höhe von 
rund 363 Milliarden Euro aus gesetzlicher, 
privater oder betrieblicher Rente erhalten. 
Wie das Statistische Bundesamt aktuell mitteilt, 
zählten rund zwei Drittel (66,4 %) der Renten-
leistungen zu den steuerpflichtigen Einkünften.

Das Finanzgericht Münster nahm in einem wei-
teren Urteil dazu Stellung, ob ein vom Steuer-
pflichtigen eingeholtes Wertgutachten, in dem die 
Restnutzungsdauer eines Mietobjekts nach der Im-
mobilienwertverordnung berechnet wird, der Er-
mittlung der AfA zugrunde gelegt werden kann.

Der Bundesfinanzhof hat sich mit Fragen zu sog. 
Schiffsbeteiligungen befasst und geklärt, ob der 
Ausfall eines Gesellschafterdarlehens oder der 
Forderung aus typisch stiller Beteiligung im Rah-
men der Aufgabe des Betriebs der Mitunterneh-
merschaft von der Abgeltungswirkung umfasst ist.
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FRTG INFORMIERT

Es liegt keine Arbeitgeberveranlassung vor, wenn einem Leiharbeit-
nehmer vom Entleiher im Rahmen einer Gemeinschaftsverpflegung 
unentgeltlich ein Kantinenessen zur Verfügung gestellt wird und 
der Entleiher mit dem Verleiher über die Mahlzeitengestellung 
nicht abrechnet. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinfor-
mation oder zu anderen Themen? 
Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne!

 Impressum
© 2023 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, 
allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürn-
berg (Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorg-
falt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine voll-
ständige Darstellung und  ersetzen nicht die Prüfung 
und Beratung im Einzelfall. Die enthaltenen Beiträge 
und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. 
Die Verwendung der Inhalte und Bilder im Kontext 
dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit 
Einwilligung der DATEVe eG.
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Erhaltene Corona-Hilfen unterliegen nicht als
außerordentliche Einkünfte einer ermäßigten
Einkommensbesteuerung

Ein Einzelunternehmer führte einen Gewerbebetrieb, der eine 
Gaststätte und ein Hotel umfasste. Ihm wurden 2020 auf Grund 
der pandemiebedingten Einschränkungen eine Soforthilfe von 
15.000 Euro, eine Überbrückungshilfe I von 6.806 Euro und die 
„November-/Dezemberhilfe“ von 42.448 Euro gewährt. Das be-
klagte Finanzamt unterwarf die erhaltenen Corona-Hilfen der 
tariflichen Einkommensteuer. Der Einzelunternehmer machte u. 
a. geltend, die Corona-Hilfen seien (nach § 24 Nr. 1 i. V. m. § 34 
Abs. 1 EstG) ermäßigt zu besteuern. Sie seien Entschädigungen 
als Ersatz für entgangene oder entgehende Einnahmen oder für 

Für Einkommensteuerpflichtige:

die Nichtausübung einer Tätigkeit auf-
grund der pandemiebedingten Schlie-
ßung des Geschäftsbetriebs.

Der Finanzgericht Münster wies die 
Klage ab, da es nach seiner Auffassung 
dabei nicht auf die Frage ankam, ob 
die Zuschüsse eine Entschädigung für 
entgangene oder entgehende Einnah-
men (gem. § 24 Nr. 1 Buchst. a EstG) 
oder eine Entschädigung für die Auf-
gabe oder Nichtausübung einer Tätig-
keit (gem. § 24 Nr. 1 Buchst. b EstG) 
darstellen. Es handelte sich nicht um 
außerordentliche Einkünfte (i. S. v. 
§ 34 Abs. 1 EstG). Der Kläger hat im 
Streitjahr nur Corona-Hilfen gewinn-
erhöhend erfasst, die sich auch auf 
dieses Kalenderjahr bezogen hatten. 
Weder sollten sich die Corona-Hilfen 
auf weitere Veranlagungszeiträume 
erstrecken noch sind sie in einem an-
derem Veranlagungszeitraum bezogen 
worden als dem, für den sie gezahlt 
worden sind, und in diesem Veranla-
gungszeitraum mit regulären anderen 
Einkünften des Klägers aus seinem Ge-
werbebetrieb zusammengetroffen (Az. 
13 K 425/22 E).

 Impressum
© 2023 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV 
eG, 90329 Nürnberg (Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben 
keinen Anspruch auf eine vollständige Darstellung und  ersetzen nicht die Prüfung 
und Beratung im Einzelfall. Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheber-
rechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte und Bilder im Kontext dieser Man-
danten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEVe eG.
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Zwei Drittel der Rentenleistungen im Jahr 
2022 einkommensteuerpflichtig

Im Jahr 2022 haben in Deutschland 22 Millio-
nen Personen Leistungen in Höhe von rund 363 
Milliarden Euro aus gesetzlicher, privater oder 
betrieblicher Rente erhalten. Wie das Statisti-
sche Bundesamt aktuell mitteilt, zählten rund 
zwei Drittel (66,4 %) der Rentenleistungen zu 
den steuerpflichtigen Einkünften. Seit 2015 ist 
der durchschnittliche Besteuerungsanteil damit 
um 11 Prozentpunkte gestiegen. 

Ursache für den Anstieg ist die Neuregelung 
der Besteuerung von Alterseinkünften im Al-
terseinkünftegesetz von 2005. Kernelement der 
Neuregelung ist der Übergang von einer vorge-
lagerten zu einer nachgelagerten Besteuerung 
der gesetzlichen Renten bis zum Jahr 2040. 
Demnach werden die Aufwendungen zur Al-
terssicherung in der Ansparphase schrittweise 
steuerfrei gestellt und erst die Leistungen in der 
Auszahlungsphase steuerlich belastet. Welcher 
Anteil der Renteneinkünfte steuerpflichtig ist, 
richtet sich nach dem Jahr des Rentenbeginns: 
Je später der Rentenbeginn, desto höher ist der 
besteuerte Anteil der Renteneinkünfte. Außer-
dem steigt der Besteuerungsanteil auch durch 
Rentenerhöhungen, da diese komplett steuer-
pflichtig sind

Bei vielen Rentnern liegt der steuerpflichtige Teil 
ihrer Renten nach relevanten Abzügen unter-
halb des Grundfreibetrags. Dann bleiben viele 
Renten steuerfrei, wenn keine weiteren Einkünf-
te vorliegen. Bei knapp 84 % der steuerbelas-
teten Rentenempfänger - hierzu zählen auch 
hinterbliebene Eheleute und Kinder - liegen 
neben den Renten noch andere Einkünfte wie 
beispielsweise Versorgungsbezüge, Arbeitsein-
kommen oder Mieteinnahmen vor. Bei zusam-
menveranlagten Ehepaaren können das auch 

Einkünfte des Partners sein, die für die Besteue-
rung zusammengerechnet werden.
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Ermittlung der AfA auf Basis von Wertgut-
achten mit Berechnung der Restnutzungs-
dauer eines Mietobjekts nach Immobilien-
wertverordnung

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass es Sache des 
Steuerpflichtigen ist, im Einzelfall eine kürzere tatsächliche 
Nutzungsdauer für Immobilien darzulegen und gegebenen-
falls nachzuweisen. Die Würdigung der insoweit von Klägern 
dargelegten Umstände obliegt dann im Klageverfahren dem 
Finanzgericht als Tatsacheninstanz.

Vor diesem Hintergrund ist etwa die Vorlage eines Bausubs-
tanzgutachtens, insbesondere die Zustandsermittlung von Im-
mobilien mit Hilfe des sog. ERAB-Verfahrens (Verfahren zur 
Ermittlung des Abnutzungsvorrats von Baustoffen), seitens 

des Steuerpflichtigen nicht Voraus-
setzung für die Anerkennung einer 
verkürzten tatsächlichen Nutzungs-
dauer. Wählt der Steuerpflichtige 
oder ein von diesem beauftragter 
Sachverständiger daher aus nach-
vollziehbaren Gründen eine andere 
Nachweismethode, kann dies Grund-
lage für die im Einzelfall erforderliche 
Schätzung einer verkürzten tatsächli-
chen Nutzungsdauer sein, soweit aus 
der gewählten Methode Rückschlüsse 
auf die zu ermittelnden Determinan-
ten möglich sind. Da im Rahmen der 
Schätzung nur die größtmögliche 
Wahrscheinlichkeit über eine kürzere 

Immobilien & Schiffsbeteiligung
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tatsächliche Nutzungsdauer verlangt werden kann, 
würde eine Verengung der Gutachtenmethodik oder 
eine Festlegung auf ein bestimmtes Ermittlungsver-
fahren die Anforderungen an die Feststellungslast 
überspannen.

Dabei kann auch das Verfahren der Gebäudesach-
wertermittlung (im Rahmen des § 7 Abs. 4 Satz 2 
EStG) Anwendung finden. Auch wenn das dabei an-
wendbare Modell zur Ableitung der wirtschaftlichen 
Restnutzungsdauer für Wohngebäude unter Berück-
sichtigung von Modernisierungen nicht primär dar-
auf gerichtet ist, die tatsächliche Nutzungsdauer zu 
ermitteln, kann ein solches Modell geeignet sein, 
eine sichere Überzeugung über die im Einzelfall 
anzuwendenden Schätzungsgrundlagen zu bilden. 
Eine Rechtfertigung, vom (baurechtlichen) Grund-
satz der Gleichwertigkeit der Bewertungsverfahren 
aus steuerrechtlichen Gründen abzuweichen, be-
steht nicht (Az. 1 K 487/19).

Schiffsbeteiligung: Abzugsfähigkeit des Ver-
lusts von stillen Einlagen bei Gewinnermitt-
lung nach der Tonnage

Fraglich erschien vor dem Bundesfinanzhof, ob zu-
gleich als stille Gesellschafter beteiligte Kommandi-
tisten einer Schifffahrtsgesellschaft, die ihren Gewinn 
nach der Tonnage ermittelt, den (teilweisen) Verlust 
ihrer stillen Einlage im Rahmen der Liquidation der 
Gesellschaft als Sonderbetriebsausgabe abziehen 
können, oder ob es sich um einen Bestandteil des 
mit dem Tonnagegewinn abgegoltenen Aufgabe-
gewinns handelt (Az. IV R 20/20).

Wenn die Kommanditisten einer KG, die an dieser 
Gesellschaft zugleich typisch still beteiligt sind oder 
dieser Gesellschaft Darlehen gewährt hatten, mit 
ihren stillen Einlagen oder Darlehensforderungen 
im Rahmen der Aufgabe des Betriebs der Mitunter-
nehmerschaft teilweise ausfallen würden, gehört 
der hierdurch entstehende Verlust lt. BFH zu den 
Einkünften (nach § 16 Abs. 3 EStG) und sei mit dem 
(nach § 5a Abs. 1 EStG) ermittelten Gewinn abgegol-
ten (§ 5a Abs. 5 Satz 1 EStG).
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Für Gewerbesteuerpflichtige:

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von 
Leistungen im Rahmen eines Sponso-
ringvertrags

Die Klägerin, die einen Großhandel betrieb, war 
Hauptsponsor eines Sportvereins. Im Streitjahr 
2015 wendete sie einen Betrag auf und durfte im 
Gegenzug aufgrund der Sponsoringverträge für 
die Saison 2014/2015 und 2015/2016 u. a. das 
Logo des Sportvereins zu Werbezwecken nut-
zen. Darüber hinaus wurden ihr die Werbung auf 
Trikots und sonstiger Bekleidung sowie Banden-
werbung eingeräumt. Ab der Saison 2015/2016 
stand der Klägerin eine Bodenwerbefläche zur 
Verfügung. Die für die Werbemaßnahmen an-
fallenden Design- und Produktionskosten über-
nahm die Klägerin. Das beklagte Finanzamt 
ordnete die geschätzten Aufwendungen für 
Bandenwerbung (einschließlich Werbung auf 
LED-Präsentationsleinwänden und Bodenwer-
beflächen) und Trikotwerbung der Hinzurech-
nungsvorschrift des § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG 
(Miete für bewegliche Wirtschaftsgüter) sowie 
Aufwendungen für Bildmaterial (Überlassung 
des Vereinslogos zu Werbezwecken) der Hin-
zurechnungsvorschrift des § 8 Nr. 1 Buchst. f 
GewStG (zeitlich befristete Überlassung von 
Rechten) zu.

Der Bundesfinanzhof hat die gewerbesteuer-
liche Hinzurechnung verneint. Die im Streitfall 
vorliegenden Sponsoringverträge sind Verträge 
eigener Art („sui generis“) mit nicht trennbaren 
Leistungspflichten. Der Bundesfinanzhof er-
kannte keine trennbaren wesentlichen Elemente 
eines Miet-, Pacht- oder Rechteüberlassungs-
vertrags, sondern ein „einheitliches und unteil-
bares Ganzes“ (Az. III R 5/22).

Lohnsteuer: 

Regelung zu den nicht steuerbaren Auf-
merksamkeiten angepasst

Der Bundesrat hatte am 28.10.2022 den Lohn-
steuer-Richtlinien 2023 zugestimmt. Sie wurden 
in der Neufassung grundlegend überarbeitet. 
Seit dem 01.01.2023 gelten nun geänderte und 
aktualisierte Lohnsteuerrichtlinien (LStR 2023).

Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Re-
gelung über lohnsteuerfreie Aufmerksamkeiten 
durch die geänderten Lohnsteuer-Richtlinien 
2023. R 19.6 Abs. 1 Satz 2 LStR 2023 schränkt 
solche lohnsteuerfreien Aufmerksamkeiten ab 
2023 auf Arbeitnehmer und die mit ihm im ge-
meinsamen Haushalt lebenden Angehörigen 
ein. D. h., die Aufmerksamkeiten sind bis zu 
einem Wert von 60 Euro nur dann steuerfrei, 
wenn sie zugunsten des Arbeitnehmers selbst 
oder eines Angehörigen gewährt werden, wel-
cher mit dem Arbeitnehmer in einem Haushalt 
lebt. Zum Beispiel fallen Hochzeitsgeschenke 
des Arbeitgebers an ein nicht im Haushalt des 
Arbeitnehmers lebendes Kind nicht unter die 
Steuerbefreiung.
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Für Erbschaftsteuerpflichtige:

Nach Tod des Erblassers umfangreiche 
Renovierung des Familienheims - Zu ei-
genen Wohnzwecken bestimmt?

Die Beteiligten streiten über die Gewährung der 
Steuerbegünstigung (gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 4c 
ErbStG) für die vom Erblasser bis zu seinem Tod 
selbst bewohnte Doppelhaushälfte. Der Kläger ist 
Alleinerbe seines 2013 verstorbenen Vaters. Zum 
Nachlass gehörte die Doppelhaushälfte, die vom 
Vater bis zu seinem Tod allein bewohnt wurde. 
Der Kläger bewohnt mit seiner Familie seit dem 
Jahr 1981 die direkt angrenzende Doppelhaus-
hälfte. Nach dem Tod des Erblassers verband 
der Kläger die Doppelhaushälften baulich und 
katastermäßig zu einer Einheit. Nach Abschluss 
der umfangreichen, teilweise in Eigenleistung er-
brachten Sanierungs- und Renovierungsarbeiten 
nutzt er die so verbundenen Doppelhaushälften 
seit August 2016 als eine Wohnung. 

Die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c 
ErbStG kann laut Finanzgericht Münster auch 
den Erwerb einer auf einem bebauten Grund-
stück gelegenen Wohnung umfassen, wenn die-
se räumlich an die vom Erwerber bereits selbst 
genutzte Wohnung angrenzt und nach dem Er-
werb beide Wohnungen zu einer einheitlichen 
selbst genutzten Wohnung verbunden wer-

den. Hinsichtlich der Wohnflächenbegrenzung 
kommt es nach dem Wortlaut der Norm, der 
allein auf die Größe des erworbenen Familien-
heims abstellt, allein darauf an, dass die Größe 
der hinzuerworbenen Wohnung 200 qm nicht 
übersteigt. Die Gesamtwohnfläche der infolge 
der Verbindung entstandenen Wohnung ist 
nicht ausschlaggebend.

Eine Wohnung ist zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt, wenn der Erwerber 
die Absicht hat, die Wohnung selbst zu eigenen 
Wohnzwecken zu nutzen, und diese Absicht auch 
tatsächlich umsetzt. Der Erwerber muss die Woh-
nung „unverzüglich“, d. h. ohne schuldhaftes Zö-
gern zur Selbstnutzung für eigene Wohnzwecke 
bestimmen. Es obliegt dem Erwerber, die Reno-
vierungsarbeiten und die Beseitigung etwaiger 
Mängel zeitlich so zu fördern, dass es nicht zu 
Verzögerungen kommt, die nach der Verkehrs-
anschauung als unangemessen anzusehen sind.

Ein unverhältnismäßiger Aufwand zur zeitlichen 
Beschleunigung ist jedoch nicht erforderlich. Viel-
mehr reicht es aus, wenn der Erwerber alle ihm 
zumutbaren Maßnahmen ergreift. Eine zeitliche 
Verzögerung des Einzugs aufgrund von Renovie-
rungsarbeiten ist dem Erwerber nicht anzulasten, 
wenn er die Arbeiten unverzüglich in Auftrag gibt, 
die beauftragten Handwerker sie aber aus Grün-
den, die der Erwerber nicht zu vertreten hat, z. B. 
wegen einer hohen Auftragslage, nicht rechtzei-
tig ausführen können. Ein weiteres Indiz für die 
unverzügliche Bestimmung zur Selbstnutzung 
ist die zeitnahe Räumung bzw. Entrümpelung 
der erworbenen Wohnung. Das Gericht war der 
Überzeugung, dass der Kläger im Streitfall die 
hinzuerworbene Doppelhaushälfte unverzüglich 
zur Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken be-
stimmt hat (Az. 3 K 3184/17).
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doch nicht außergewöhnlich und zwangsläufig 
im Sinne des § 33 Abs. 1 EStG, wenn sie nicht 
unmittelbar zur Heilung aufgewendet werden, 
sondern als Folgekosten gelegentlich einer 
Krankheit entstehen. Die grundsätzliche Berück-
sichtigung derartiger mittelbarer Kosten einer 
Erkrankung würde zu einer nicht vertretbaren 
steuerlichen Berücksichtigung von Kosten der 
Lebenshaltung führen, die mit dem Sinn und 
Zweck des § 33 EStG nicht vereinbar wäre. Bei 
der Beurteilung, ob Lebenshaltungskosten über 
§ 33 EStG ausnahmsweise steuerlich berücksich-
tigt werden können, sei ein strenger Maßstab 
anzulegen. 
Denn zum einen ist die Inanspruchnahme von 
Essens-Lieferdiensten mittlerweile in der ge-
samten Bevölkerung weit verbreitet. Schon vor 
diesem Hintergrund sind auch diese Kosten der 
allgemeinen Lebensführung zuzuordnen und 
nicht nach § 33 Abs. 1 EStG abzugsfähig. Zum 
anderen ist die Zubereitung von Mahlzeiten als 
Verrichtung des täglichen Lebens vom Behin-
dertenpauschbetrag nach § 33b Abs. 1 Satz 1 
EStG abgegolten.

Arbeitgeberveranlassung bei unentgelt-
lichem Kantinenessen für Leiharbeit-
nehmer

Nach Auffassung des Niedersächsischen Finanz-
gerichts liegt keine Arbeitgeberveranlassung i. 
S. d. § 9 Abs. 4a Satz 8 EStG vor, wenn einem 
Leiharbeitnehmer vom Entleiher im Rahmen 
einer Gemeinschaftsverpflegung unentgeltlich 
ein Kantinenessen zur Verfügung gestellt wird 
und der Entleiher mit dem Verleiher über die 
Mahlzeitengestellung nicht abrechnet (Az. 14 K 
212/19). 

Der Arbeitgeber haftet für die Lohnsteuer, die 
er bei jeder Lohnzahlung vom Arbeitslohn für 
Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten 
und abzuführen hat. Eine Haftung besteht u. a. 
dann, wenn Arbeitslohn als steuerfrei behan-
delt wurde, ohne dass die Voraussetzungen für 
eine Steuerbefreiung tatsächlich vorlagen. Hier 
war die Klägerin nicht verpflichtet, für die an 
ihre Arbeitnehmer für Offshore-Einsätze aus-
gezahlten Zulagen für Verpflegungsmehrauf-
wendungen Lohnsteuer einzubehalten und an 
den Beklagten abzuführen. Die von der Klägerin 
an ihre Arbeitnehmer ausgezahlten Zulagen für 
Verpflegungsmehraufwendungen.

Aufwendungen für „Essen auf Rädern“ 
keine außergewöhnlichen Belastungen

Das Finanzgericht Münster nahm Stellung zur 
Behandlung von Aufwendungen für „Essen auf 
Rädern“ als außergewöhnliche Belastungen (Az. 
1 K 759/21).

Es mag zwar zutreffend sein, dass der Kläger 
und seine zwischenzeitlich verstorbene Ehefrau 
krankheitsbedingt auf die streitgegenständ-
lichen Lieferungen von Mittagessen angewie-
sen waren. Allgemein seien Aufwendungen je-
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